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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sick, Schulte (Schwäbisch Gmünd), Vehar, 
Dreyer, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Jobst, Engelsberger, Kiechie, 
Straßmeir und Genossen 
- Drucksache 7/1344 - 

betr. Wettbewerbsverzerrungen im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr zu 
Lasten deutscher Transportunternehmer im Raum der EG 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 21. De- 
zember 1973 - StV 3/26.20.40 — die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1, Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbesondere im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr eine ständige Disharmoni- 
sierung im EWG-Raum durch unterschiedliche Anwendung glei- 
cher Rechtsvorschriften und durch die Anwendung national un- 
gleicher Rechtsvorschriften zu Lasten des deutschen Verkehrs- 
gewerbes stattfindet? 


Wie schon in der Antwort auf die Große Anfrage der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zur Verkehrspolitik (Drucksache 7/985) aus- 
geführt, sind die deutschen Güterkraftverkehrsunternehmer im 
grenzüberschreitenden Verkehr einer Reihe von Wettbewerbs- 
verzerrungen ausgesetzt. Die Bemühungen der Bundesregie- 
rung, in den wichtigsten Bereichen 

— Maße, Gewichte und kraftfahrzeugtechnische Vorschriften, 

— Kraftfahrzeugsteuern, 

— Überwachung der Sozialvorschriften 

eine Harmonisierung insbesondere im EG-Rahmen zu errei- 
chen, stoßen wegen der sehr unterschiedlichen nationalen Inter- 
essen auf Schwierigkeiten. Auf nationaler Ebene lassen sich 
kostenmäßige Erleichterungen zugunsten der deutschen Unter- 
nehmer im Hinblick auf die Verkehrssicherheit und auf den 
Wettbewerb mit anderen Verkehrsträgern nur in engen Gren- 
zen herbeiführen. Es sollte aber auch nicht übersehen werden, 
daß der Wettbewerb im grenzüberschreitenden Verkehr nicht 
nur von den staatlichen Bedingungen, sondern besonders auch 
von natürlichen Wettbewerbsfaktoren wie z. B. den Lohnkosten 
beeinflußt wird. 
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2. Was unternimmt die Bundesregierung um sidierzustellen, daß 
die Durchführung der EWG-Sozialordnungen gegenüber allen 
Ländern der Gemeinschaft gewährleistet ist, damit Wettbewerbs- 
verzerrungen zu Lasten des deutschen Verkehrsgewerbes ver- 
mieden werden? 

Die Bundesregierung nimmt jede Gelegenheit wahr, um im 
Rahmen von Sitzungen der Mitgliedstaaten bei dem Rat und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften die Notwen- 
digkeit zu unterstreichen, daß die Sozialbestimmungen im Stra- 
ßenverkehr einheitlich angewendet werden. Der Bundesminister 
für Verkehr hat auch bilaterale Kontakte aufgenommen, um 
dem Auftrag nachzukommen, wonach sich Mitgliedstaaten ein- 
ander Beistand im Hinblick auf die Anwendung der Sozialvor- 
schriften und die Überwachung ihrer Anwendung gewähren 
sollen. Zu diesem Zweck wurde z. B. mit den Niederlanden ver- 
einbart, sich gegenseitig Ahndung und Anzeigen über Verstöße 
auf dem eigenen Staatsgebiet mitzuteilen, die Mitglieder des 
Fahrpersonals aus dem anderen Land begangen haben bzw. 
ihnen zur Last gelegt werden. 


3. Ist die Bundesregierung in der Lage, die Durchsetzung der 
EWG-Sozialvorschriften nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit 
auch gegenüber ausländischen Unternehmen auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland sicherzustellen, ist sie ferner 
in der Lage, entsprechend der vom Parlamentarischen Staats- 
sekretär Haar am 7. August 1973 genannten absoluten Zahlen 
die prozentualen Anteile der Bußgeldbescheide und Verwarnun- 
gen am gesamten Verkehrsvolumen ausländischer Fahrzeuge auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland anzugeben, und 
kann sie schließlich entsprechende Angaben machen, bezogen 
auf das deutsche Verkehrsgewerbe? 

Die Bundesregierung hat die notwendigen Maßnahmen getrof- 
fen, um auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und 
des Landes Berlin die Sozialbestimmungen einheitlich gegen- 
über dem Fahrpersonal in- und ausländischer Fahrzeuge durch- 
zuführen. Der Bundesminister für Verkehr steht in ständigem 
Kontakt mit den für die Durchführung der Sozialvorschriften 
im Straßenverkehr zuständigen Bundesländern und der Bundes- 
anstalt für den Güterfernverkehr, um Überwachung und Ahn- 
dung zu koordinieren, Zweifelsfragen zu klären und dort, wo es 
geboten ist, die Durchführung durch Rechtsvorschriften oder 
Richtlinien zu ergänzen. Durch das Gesetz über das Fahrperso- 
nal im Straßenverkehr vom 30. März 1971 (BGBl. I S. 277) wurde 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr die alleinige Zu- 
ständigkeit übertragen, die Ahndungsmaßnahmen gegenüber 
Mitgliedern des Fahrpersonals und den Unternehmern auslän- 
discher Fahrzeuge zu treffen. In diesem Jahr wurden die Kon- 
trollen gegenüber dem Fahrpersonal ausländischer Fahrzeuge 
verstärkt vorgenommen. Eine Beziehung zu dem gesamten Ver- 
kehrsvolumen ausländisdier Kraftfahrzeuge auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland läßt sich aber nicht herstellen, weil 
mit dem vorhandenen Personal nicht vollständig kontrolliert wer- 
den kann. Die Bemühungen sind aber darauf gerichtet, im Rah- 
men der vorhandenen Möglichkeiten die Kontrollen weiter zu 
intensivieren. Zahlenangaben über Ahndungsmaßnahmen ge- 
genüber dem deutschen Verkehrsgewerbe im Jahre 1973 lassen 
sich gegenwärtig noch nicht aufs teilen. Die Bundesländer haben 
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mitgeteilt, daß entsprechende Zahlenunterlagen erst im Früh- 
jahr 1974 unterbreitet werden können. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, bis zur völligen Harmonisierung 
aller nationalen administrativen Tatbestände extreme deutsche 
Positionen an den europäischen Durchschnitt anzugleichen, z. B. 
durch 

a) Neuregelung der Kfz-Steuer für Lastzüge (Zugmaschinen und 
Anhänger) 

Ja, die Bundesregierung hat dies bereits getan. Im Entwurf für 
das neue Kraftfahrzeugsteuergesetz, das die Bundesregierung 
am 26. Oktober 1973 beschlossen hat und das dem Bundestag in 
Kürze vorliegen wird, ist die Freistellung der sogenannten 
überzähligen Sattelauflieger von der Steuer vorgesehen, d. h. 
künftig soll nur noch ein Auflieger je Zugmaschine versteuert 
werden. Eine vergleichbare Regelung gilt in den europäischen 
Nachbarländern; für den deutschen Unternehmer wird also in 
diesem P unk t eine Gleichstellung mit seinen ausländischen Kon- 
kurrenten erreicht. Gleichzeitig erleichtert diese Maßnahme den 
Containerverkehr über deutsche Seehäfen. 


b) Überprüfung der geltenden technischen Bestimmungen? 

Die Europäischen Gemeinschaften (EG) beraten schon seit gerau- 
mer Zeit über die Harmonisierung der Abmessungen und Ge- 
wichte für Straßenfahrzeuge. Obwohl in einzelnen Teilberei- 
chen bereits gewisse Annäherungen der unterschiedlichen 
Standpunkte zu erkennen sind, gestalten sich die Verhandlun- 
gen sehr schwierig. Insbesondere hat sich durch die Erweiterung 
der EG am 1. Januar 1973 eine neue Situation ergeben, weshalb 
die Entwicklungstendenzen nicht eindeutig erkennbar sind. An- 
gesichts dieser Sachlage können Vorschriften, die allein im Inter- 
esse der Sicherheit im Straßenverkehr erlassen sind, nicht aufge- 
geben werden. Dies gilt auch hinsichtlich der Mindestmotor- 
leistung von Lastkraftwagen und Zügen. 

5. Trifft es zu, daß deutsdie Unternehmen in Frankreich, Italien 
und Luxemburg keine Vorsteuerrückerstattung erhalten und daß 
dies zum Teil durch Anwendung von Formalschwierigkeiten ver- 
ursacht wird? 

Grundsätzlich ist die Rückerstattung der Mehrwertsteuer an 
ausländische Unternehmer in den drei genannten Ländern mög- 
lich. In der Praxis ist die Rückzahlung allerdings mit formalen 
Schwierigkeiten verbunden. 


6. Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, durch geeignete 
Maßnahmen bei der Vorsteuerrückerstattung dahin zu wirken, 
daß deutsche Unternehmer nach dem Prinzip der Gegenseitig- 
keit so behandelt werden wie Unternehmer aus den genannten 
Ländern auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland? 

Nein; denn das Ausmaß der Fälle, in denen die Vorsteuerrück- 
erstattung aus formalen Gründen unterbleibt, ist verhältnis- 
mäßig gering. Außerdem stellen die Käufe von Gütern und 
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Leistungen durch deutsche Verkehrsunternehmen im Ausland 
nur einen Teil der Gesamtkosten dar. Die dabei gezahlte Mehr- 
wertsteuer ist wiederum nur ein Teil der Kaufpreise. 

Im übrigen zeichnet sich eine Lösung des Problems ab: Der Vor- 
schlag der EG-Kommission für eine Sechste Richtlinie zur Har- 
monisierung der Umsatzsteuersysteme sieht eine allgemeine 
vereinfachte Rückerstattung der Steuer bei Käufen und Dienst- 
leistungen im Ausland vor. Im Interesse einer schnellen Verab- 
schiedung dieser Richtlinie erscheint es unzweckmäßig, Retor- 
sionsmaßnahmen gegen diejenigen Staaten zu ergreifen, in de- 
nen die Vorsteuerrückerstattung zur Zeit noch durch formale 
Vorschriften erschwert wird. 


7. Wäre die Bundesregierung bereit, zur Erhaltung der Wettbe- 
werbsfähigkeit des grenzüberschreitenden deutschen Güterkraft- 
verkehrsgewerbes mit der Erteilung von Genehmigungskontin- 
genten für ausländische Unternehmer zurückhaltend zu sein? 

Ja, die Bundesregierung wird wie bisher bei der Festsetzung 
der Genehmigungskontingente für ausländische Unternehmer 
größte Zurückhaltung üben. Dies dient nicht nur der Erhaltung 
der Wettbewerbsfähigkeit des grenzüberschreitenden deutschen 
Güterkraftverkehrsgewerbes, sondern entspricht der allgemei- 
nen Verkehrspolitik der Bundesregierung, die sowohl im natio- 
nalen als auch im internationalen Verkehr u. a. im Interesse des 
Umweltschutzes und der Verkehrssicherheit auf eine ausgewo- 
gene Kapazitätspolitik abzielt. 


8. Wäre die Bundesregierung bereit, aus den gleichen Gründen, 
wie in Frage 7 dargelegt, bei der Neuregelung der multilatera- 
len Genehmigungskontingente nach Erweiterung der EG ihren 
Einfluß dahin gehend geltend zu machen, daß eine ausreichende 
Harmonisierung im EG-Raum hergestellt und das Prinzip der 
Gegenseitigkeit zufriedenstellend beachtet wird? 

Ja, die Bundesregierung wird auch in Zukunft mit Nachdruck 
darauf hinwirken, daß Liberalisierungsmaßnahmen nur im Zu- 
sammenhang mit entsprechenden Fortschritten bei der Harmo- 
nisierung der Wettbewerbsbedingungen auf der Basis der Ge- 
genseitigkeit getroffen werden. Dies gilt auch für eine multilate- 
rale Neuregelung der Kapazitäten im grenzüberschreitenden 
Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten der EG. 
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